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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 

Sachgebiet 823 


Vorblatt 


Neuregelung der hüttenknappschaftlichen Pensions- 
versicherung im Saarland 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Bei der Angleichung des Sozialversicherungsrechts im Saarland 
an das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht wurde die hüt- 
tenknappschaftliche Pensionsversicherung ausgelassen, weil es 
sich um eine nur im Saarland bestehende zusätzliche Rentenver- 
sicherung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage handelt. Diese 
Versicherung soll neu geordnet und in Richtung auf eine über- 
betriebliche Zusatzversicherung weiterentwickelt und verbes- 
sert werden. 


B. Lösung 

Der Entwurf geht davon aus, daß die bisherige Grundlage, die 
gesetzliche Pflichtversicherung und die Verbindung mit der 
Landesversicherungsanstalt für das Saarland, übernommen 
wird. Das Rentenrecht und die Finanzierung werden den seit 
der Rentenreform eingetretenen Änderungen angeglichen. 

Die Zusatzrenten werden mit Wirkung vom 1. Januar 1971 um 
10 V. H. erhöht. Sie können im Hinblick auf die wachsenden 
Löhne und Gehälter sowie die wachsenden Sicherungsansprüche 
alle zwei Jahre daraufhin überprüft werden, ob und in welcher 
Höhe eine weitere Anpassung erforderlich ist. • 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf entstehende Mehrausgaben sind von 
der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung zu tragen. 

Der Bundeszuschuß wird auf den in der mittelfristigen Finanz- 
planung des Bundes festgelegten Betrag von jährlich 6 Mil- 
lionen DM festgesetzt. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. März 1971 

1/4 (IV/4) — 81200 — Kn 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland (Hütten- 
knappschaftliches Zusatzversicherungs-Gesetz 
— HZvG) 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland 
(Hüttenknappschaftliches Zusatzversicherungs-Gesetz — HZvG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Versicherte Personen 

§ 1 

{1) In der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung werden die Arbeitnehmer in den Betrie- 
ben der Saarhütten und anderer Unternehmen der 
eisenerzeugenden, -verarbeitenden und -weiterver- 
arbeitenden Industrie im Saarland (Betriebe der 
Eisen- und Metallgewinnung, der Eisen-, Stahl- und 
Metallwarenherstellung sowie Betriebe des Maschi- 
nen-, Kessel- und Apparatebaues und Betriebe der 
elektrotechnischen Industrie) versichert, bei denen 
Arbeiter am 1. Dezember 1970 in der hüttenknapp- 
schaftlichen Pensionsversicherung pflichtversichert 
waren; dies gilt nicht für Arbeitnehmer, die in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung pflichtver- 
sichert sind. 

(2) Auf Antrag werden in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung die Arbeitnehmer in wei- 
teren Unternehmen im Saarland mit mehr als fünf 
Arbeitnehmern der eisenerzeugenden, -verarbeiten- 
den und -weiterverarbeitenden Industrie und in ent- 
sprechenden sonstigen Gewerbebetrieben pflichtver- 
sichert, wenn sich zwei Drittel der Arbeitnehmer in 
freier und geheimer Abstimmung für die Aufnahme 
in die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
ausgesprochen haben. Uber den Antrag entscheidet 
der Versicherungsträger. Den Antrag kann der Be- 
triebsrat oder der Arbeitgeber, bei Betrieben, in 
denen ein Betriebsrat nicht vorhanden ist, auch ein 
Arbeitnehmer stellen. Die Versicherung beginnt mit 
dem Ersten des Kalendermonats, der auf den Antrag 
folgt, in dem der Versicherungsträger über den An- 
trag entschieden hat. Das Abstimmungsverfahren 
wird vom Versicherungsträger eingeleitet und durch- 
geführt. Der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über 
den Nachweis der Stimmberechtigung, die Stimmab- 
gabe sowie die Ermittlung, Feststellung und Be- 
kanntgabe des Abstimmungsergebnisses zu bestim- 
men. 

(3) Stimmt der Arbeitgeber der Aufnahme der 
Arbeitnehmer in die hüttenknappschaftliche Zusatz- 
versicherung nach Absatz 2 nicht zu, kann er auch 


den sonst auf ihn entfallenden Beitragsanteil bei der 
Lohn- oder Gehaltszahlung von dem Barlohn oder 
dem Bargehalt der Versicherten abziehen. 

(4) Wechseln die in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Unternehmen oder einzelne Betriebe oder 
Betriebsteile den Inhaber oder ändert sich die 
Rechtsform oder der Gegenstand der Unternehmen, 
kann der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß die in den Absätzen 1 
oder 2 aufgeführten Arbeitnehmergruppen solcher 
Unternehmen, einzelner Betriebe oder Betriebsteile 
pflichtversichert bleiben. Dabei hat er die Alters- 
sicherung der betroffenen Arbeitnehmer nach dem 
Wechsel, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
betroffenen Arbeitgeber und die Auswirkungen auf 
gleichgelagerte Fälle zu berücksichtigen. 

(5) §§ 1228 bis 1231 der Reichsversicherungsord- 
nung gelten entsprechend. 

(6) Die hüttenknappschaftliche Zusatzversiche- 
rung ist eine Versicherung im Sinne des § 5 des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes und des § 7 des Unter- 
haltssicherungsgesetzes. 

§ 2 

Wer aus einer Beschäftigung ausscheidet, welche 
die Versicherungspflicht in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung begründet, und während 
mindestens einhundertachtzig Kalendermonaten Bei- 
träge zu dieser Versicherung entrichtet hat, kann 
die Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn er dies 
dem Versicherungsträger innerhalb von zwei Jahren 
nach dem Ausscheiden anzeigt. § 1233 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung gilt ent- 
sprechend. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Leistungen 

§ 3 

(1) Die Leistungen aus der hüttenknappschaft- 
lichen Zu satzver Sicherung sind 

1. Zusatzrenten wegen Berufsunfähigkeit und we- 
gen Erreichens der Altersgrenze, 

2. Zusatzrenten an Hinterbliebene, 

3. Abfindungen von Witwen- und Witwerzusatz- 
renten, 

4. Beitragserstattung. 
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(2) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 
werden nur zusätzlich zu vergleichbaren Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung gewährt. 

(3) Zusatzrenten werden nur gewährt, wenn 
außerdem eine Versicherungszeit von sechzig Kalen- 
dermonaten in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zurückgelegt ist (besondere Wartezeit). 
§§ 1249 und 1250 der Reichsversicherungsordnung 
gelten entsprechend. § 1251 Abs. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung gilt mit der Maßgabe, daß die 
dort genannten Zeiten als Ersatzzeiten für die Erfül- 
lung der besonderen Wartezeit nur angerechnet wer- 
den, wenn sie an Beitragszeiten unmittelbar an- 
schließen, die in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zurückgelegt sind. § 1252 der Reichs- 
versicherungsordnung gilt mit der Maßgabe, daß die 
besondere Wartezeit nur als erfüllt gilt, wenn sich 
der Arbeitsunfall während einer Beschäftigung er- 
eignet, die Versicherungspflidit in der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung begründet. In den 
übrigen Fällen des § 1252 Nr. 1 der Reichsversidie- 
rungsordnung und in den Fällen des § 1252 Nr. 2 
bis 6 der Reichsversicherungsordnung gilt die beson- 
dere Wartezeit nur als erfüllt, wenn der Versicherte 
unmittelbar vor Eintritt des jeweiligen Ereignisses 
nach diesem Gesetz versichert war. 


§ 4 

(1) Der Jahresbetrag der Zusatzrente des Ver- 
sicherten ist für jedes anredinungsfähige Versiche- 
rungsjahr 0,45 vom Hundert der für den Versicher- 
ten maßgebenden Bemessungsgrundlage für Zusatz- 
renten. 

(2) § 1255 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend. § 1255 Abs. 3 Buchstabe b 
der Reichsversicherungsordnung gilt für Zeiten vom 
1. Januar 1971 an entsprechend. Für die Berechnun- 
gen nach diesem Absatz und nach den Absätzen 3 
und 4 finden die beiden letzten Sätze des § 1255 
Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung Anwendung. 

(3) Für Zeiten bis zum 31. Dezember 1951, für 
die Beiträge entrichtet sind, und für Ersatzzeiten 
wird die Zahl der Monate mit dem Wert 5,62, bei 
halben Beiträgen mit dem Wert 2,81 vervielfältigt. 

(4) Für Zeiten vom 1. Januar 1952 bis zum 31. De- 
zember 1970 ist der Betrag des Entgelts, soweit er 
der Beitragsbemessung zugrunde lag, mit dem Wert 
0,01949 zu vervielfältigen. Entgelte in französischen 
Franken sind im Verhältnis 100 : 1 in Deutsche 
Mark umzurechnen. 

(5) § 1255 Abs. 8 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend. 

§ 5 

(1) Bei der Ermittlung der Anzahl der anrech- 
nungsfähigen Versicherungsjahre im Sinne des § 4 
Abs. 1 werden die auf die besondere Wartezeit an- 
zurechnenden Versicherungszeiten zusammengerech- 
net, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 


(2) § 1258 Abs. 2 bis 5 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend. 

§ 6 

(1) Die Bezüge des Versicherten aus der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung dürfen zusam- 
men mit denen aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nicht überschreiten. 

(2) Bei der Ermittlung des Höchstbetrages sind 
Leistungsanteile, die aus Steigerungsbeträgen für 
Beiträge der Höherversicherung bestehen, nicht zu 
berücksichtigen. 

§ 7 

(1) Die Witwen- und die Witwerzusatzrente be- 
tragen sechs Zehntel der nach § 4 Abs. 1 und § 6 
berechneten Zusatzrente des Versicherten. § 1268 
Abs. 4 und 5, § 1270 Abs. 1 und § 1271 der Reichs- 
versicherungsordnung gelten entsprechend. 

(2) Die Zusatzrente beträgt bei Halbwaisen ein 
Zehntel, bei Vollwaisen ein Fünftel der nach § 4 
Abs. 1 und § 6 berechneten Zusatzrente des Ver- 
sicherten. 

§ 8 

(1) Hat sich die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage für die Zusatzrenten (§ 4) seit der letzten 
Erhöhung der laufenden Zusatzrenten in jedem von 
zwei aufeinanderfolgenden Jahren erhöht, können 
die Zusatzrenten durch Rechtsverordnung der Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates an- 
gepaßt werden. Ausgenommen sind die Zusatz- 
renten, die auf Versicherungsfällen des vorher- 
gehenden Jahres beruhen. Dabei sind die Entwick- 
lung der Löhne, Gehälter und Zusatzrenten, die 
langfristige Finanzlage der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung und die Einhaltung eines an- 
gemessenen Abstandes der Summe der Leistungen 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung und der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung von 
dem Arbeitseinkommen eines vergleichbaren Ver- 
sicherten zu berücksichtigen. Die Anpassung darf 
nicht über die Anpassungssätze hinausgeben, die 
für die laufenden Renten der Rentenversicherung 
der Arbeiter für die gleichen Zeiträume gesetzlich 
festgelegt sind. 

(2) Der Vorstand des Versicherungsträgers hat 
jeweils zum Ende eines jeden zweiten Kalender- 
jahres nach Anhörung eines von der Vertreter- 
versammlung gewählten Ausschusses Vorschläge 
für die Anpassung der Zusatzrenten zu machen. 

(3) Der Ausschuß setzt sich aus je drei Vertre- 
tern der Versicherten und der Arbeitgeber der in 
§ 1 genannten Unternehmen zusammen. 

§ 9 

Hat ein Berechtigter bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles nur einen Anspruch auf eine Zusatz- 
rente, die 1,5 vom Hundert der Beitragsbemessungs- 
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grenze nicht überschreitet, ist er mit einem Kapital 
abzufinden, das dem Wert der ihm zustehenden 
Zusatzrente entspricht. Der Kapitalwert wird nach 
der nach § 1295 der Reichs Versicherungsordnung 
erlassenen Rechtsverordnung berechnet. 

§ 10 

(1) §§ 1276, 1277, 1287 Abs. 1, §§ 1288, 1289, 
1291 bis 1294, 1297, 1299 bis 1302, 1315 bis 1323 
der Reichsversicherungsordnung gelten entspre- 
chend. 

(2) Wird die Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung entzogen, fällt die Zusatzrente zum 
gleichen Zeitpunkt weg. Der Berechtigte ist ver- 
pflichtet, die Entziehung der Rente dem Versiche- 
rungsträger unverzüglich mitzuteilen. 

(3) § 1290 der Reichsversicherungsordnung gilt 
mit der Maßgabe, daß Absatz 2 keine Anwendung 
findet, wenn der Antrag auf Zusatzrente spätestens 
bis zum Ablauf von einem Monat nach Feststellung 
der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gestellt wird? in diesem Fall beginnt die Zusatz- 
rente mit der Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung. 

(4) Entfällt die Versicherungspflicht in der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung, ohne 
daß die besondere Wartezeit nach § 3 Abs. 3 Satz 1 
erfüllt ist, ist dem Versicherten auf Antrag die 
Hälfte der für die Zeit nach dem 19. November 
1947 entrichteten Beiträge zu erstatten. § 1303 
Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3, 4, 6 und 7 der Reichs- 
versicherungsordnung gilt entsprechend. Der Bei- 
tragserstattung steht nicht entgegen, daß sich der 
Berechtigte im Ausland aufhält. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufbringung der Mittel 

§ 11 

(1) Die Mittel für die Ausgaben der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung werden durch 
Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber so- 
wie durch einen jährlichen Zuschuß des Bundes in 
Höhe von 6 Millionen Deutsche Mark aufgebracht. 

(2) Der Versicherungsträger hat die Einnahmen, 
die Ausgaben und das Vermögen nach den letzten 
Ermittlungen der Zahl der Pflichtversicherten und 
der Zahl der Rentner für die künftigen 15 Kalender- 
jahre vorauszuschätzen und jährlich fortzuschreiben. 

(3) § 1383 a Abs. 1 und § 1384 der Reichsver- 
sicherungsordnung gelten entsprechend. 


§ 12 

(1) Der Beitragssatz für die Pflichtversicherten 
der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung be- 


trägt 4,5 vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts 
(§ 160 der Reichs Versicherungsordnung) aus der die 
Versicherungspflicht begründenden Beschäftigung, 
soweit es die Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) 
nicht überschreitet. 

(2) Beitragsbemessungsgrenze ist für Jahres- 
bezüge die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze 
nach § 1385 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung. 

(3) Unterschreitet die Rücklage (Bar- und Anlage- 
vermögen ohne Verwaltungs vermögen) jeweils am 
Ende von mindestens vier aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren die Aufwendungen für vier Kalen- 
derjahre zu Lasten der hüttenknappschaftlichen 
Zusatz Versicherung, jeweils berechnet aus den ent- 
sprechenden Aufwendungen im voraufgegangenen 
Kalenderjahr, hat die Bundesregierung den Bei- 
tragssatz durch Rechts Verordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates so festzusetzen, daß die Rücklage 
vom Kalenderjahr der Unterschreitung an den ent- 
sprechenden Aufwendungen für vier Kalenderjahre 
gleichkommt. 

(4) Die Pflichtbeiträge sind von dem Versicher- 
ten und dem Arbeitgeber je zur Hälfte zu tragen, 
jedoch vom Arbeitgeber allein, wenn das monat- 
liche Bruttoarbeitsentgelt des Versicherten ein 
Zehntel der Beitragsbemessungsgrenze (Absatz 2) 
nicht übersteigt. 

(5) Freiwillig Versicherte (§ 2) können nur die 
jeweils höchsten Beiträge für die Pflichtversiche- 
rung entrichten. Ein freiwilliger Beitrag kann nur 
neben einem mindestens gleich hohen Beitrag zur 
Rentenversicherung der Arbeiter oder zur Renten- 
versicherung der Angestellten oder zur knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung entrichetet werden. 


§ 13 

(1) Für die Entrichtung der Beiträge durch den 
Arbeitgeber gelten §§ 1396 bis 1398, 1400 der 
Reichsversicherungsordnung entsprechend. 

(2) Der Versicherungsträger zieht die Beiträge 
zur hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
unmittelbar ein. 

(3) Für jeden Kalendermonat kann nur ein Bei- 
trag zur freiwilligen Versicherung (§ 2) durch Ein- 
zahlung an den Versicherungsträger entrichtet 
werden. 

(4) Zum Nachweis der Beitragsentrichtung dient 
die Beitragsnachweiskarte. 

(5) Die Beitragsnachweiskarte wird für Pflicht- 
versicherte vom Arbeitgeber, für freiwillig Ver- 
sicherte vom Versicherungsträger ausgestellt und 
umgetauscht. Sie ist umzutauschen, wenn die für 
die Entgeltsbescheinigungen vorgesehenen Felder 
gefüllt sind oder der Versicherungspflichtige aus 
der Beschäftigung, welche die Versicherungspflicht 
begründete, ausscheidet. Die Durchschrift der um- 
getauschten Beitragsnachweiskarte erhält der Ver- 
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sicherte als Beitragsbescheinigung. Die umgetausch- 
ten Beitragsnachweiskarten sind dem Versiche- 
rungsträger zur Aufbewahrung zu übersenden. 

(6) § 1401 Abs. 1 bis 3 a, §§ 1401a, 1416, 1418 
bis 1420, 1422 bis 1431 der Reichsversicherungs- 
ordnung gelten entsprechend. 


VIERTER ABSCHNITT 

Träger der Zusatzversicherung, Rechtsweg, 
sonstige Vorschriften 

§ 14 

(1) Träger der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung ist die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland. Diese hat die Versicherung in einer 
besonderen Abteilung durchzuführen, welche die 
Bezeichnung „Hüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung" trägt. 

(2) Die Einnahmen und die Ausgaben der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung sind geson- 
dert nachzuweisen, das Vermögen ist als Sonder- 
vermögen zu verwalten. Die Haftung des Ver- 
sicherungsträgers für Verbindlichkeiten aus der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung ist auf 
das Sondervermögen beschränkt; dieses haftet nicht 
für Verbindlichkeiten der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland als Träger der Renten- 
versicherung der Arbeiter. 

§ 15 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegen- 
heiten dieses Gesetzes sind Streitigkeiten in An- 
gelegenheiten der Sozialversicherung. Soweit das 
Sozialgerichtsgesetz für die einzelnen Zweige der 
Sozialversicherung besondere Vorschriften enthält, 
gelten die Vorschriften für die Rentenversicherung 
der Arbeiter. 

§ 16 

(1) Für die Antragstellung und die Feststellung 
der Leistungen gelten die für die Rentenversiche- 
rung der Arbeiter maßgebenden Vorschriften ent- 
sprechend. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, finden die für die Rentenversicherung der 
Arbeiter geltenden Vorschriften des Ersten und 
Fünften Buches der Reichsversicherungsordnung 
entsprechende Anwendung. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 17 

(1) Personen, die nach den bis zum Inkrafttreten 
des Ersten Abschnittes dieses Gesetzes geltenden 


Vorschriften von der Versicherungspflicht befreit 
waren, bleiben befreit. 

(2) Bei Angestellten, die vor Inkrafttreten des 
Ersten Abschnittes dieses Gesetzes in den in § 1 
Abs. 1 genannten Unternehmen beschäftigt waren 
und auf Grund dieses Gesetzes versicherungs- 
pflichtig werden, kann der Arbeitgeber auch den 
sonst auf ihn entfallenden Beitragsanteil bei der 
Gehaltszahlung von ihrem Bargehalt abziehen. Die 
genannten Angestellten sind von der Versicherungs- 
pflicht zu befreien, wenn sie die Befreiung inner- 
halb von sechs Monaten nach Inkrafttreten des 
Ersten Abschnittes dieses Gesetzes bei dem Ver- 
sicherungsträger beantragen; die Befreiung erfolgt 
mit Wirkung vom Inkrafttreten des Ersten Ab- 
schnittes dieses Gesetzes an. 

(3) Wer bis zum Inkrafttreten des Ersten Ab- 
schnittes dieses Gesetzes von dem Recht der frei- 
willigen Versicherung Gebrauch gemacht hat, kann 
die Versicherung freiwillig fortsetzen, auch wenn 
die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 nicht vorliegen. 


§ 18 

(1) Ist die Versicherungspflicht in der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung vor dem 
1. Januar 1971 entfallen, ohne daß die besondere 
Wartezeit nach § 3 Abs. 3 Satz 1 erfüllt ist, gilt 
§ 10 Abs. 4. 

(2) Für Versicherte, die vor dem 1. Januar 1971 
geheiratet haben, sind für die Beitragserstattung 
infolge Heirat die bis zum 31. Dezember 1970 gel- 
tenden Vorschriften anzuwenden, wenn der Antrag 
bis spätestens zum letzten Tag des auf die Ver- 
kündung dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats 
gestellt wird. Die Erstattung erstreckt sich nur auf 
Beiträge, die für Zeiten bis zum 31. Dezember 1970 
entrichtet sind. 

(3) Zeiten, die bei Eintritt des Versicherungs- 
falles im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes 
nach den bisher geltenden Vorschriften (§ 31 a des 
Zweiten Gesetzes über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 in der Fassung des § 4 des 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland vom 27. Januar 
1955 — Amtsblatt des Saarlandes, S. 173 — ) an- 
rechenbar waren, sind auch weiterhin anzurechnen. 
§ 4 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Für Zeiten vom 1. Januar 1971 an bis zum 
Inkrafttreten des § 12 Abs. 2 gilt als der Beitrags- 
bemessung zu Grunde liegendes Arbeitsentgelt des 
Versicherten im Sinne des § 4 Abs. 2 das vom Ver- 
sicherten tatsächlich verdiente Bruttoarbeitsentgelt 
bis 950 DM im Monat. Die Eintragungen in der 
Beitragsnachweiskarte sind für die in Satz 1 ge- 
nannte Zeit entsprechend zu ergänzen. 
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§ 19 

(1) Für Pensionen aus Versicherungsfällen vor 
dem 1. Januar 1971 sind die bis zu diesem Zeit- 
punkt geltenden Vorschriften maßgebend. Hat ein 
Berechtigter am 31. Dezember 1970 einen Anspruch 
auf eine Pension, die 1,5 vom Hundert der für das 
Jahr 1971 geltenden Beitragsbemessungsgrenze nicht 
überschreitet, gilt § 9. 

(2) Die Steigerungsbeträge in den übrigen Pen- 
sionen, die nach dem bis zum 31. Dezember 1970 
geltenden Recht' festgestellt sind oder noch fest- 
gestellt werden, sind für Bezugszeiten vom 1. Ja- 
nuar 1971 an um 10 vom Hundert zu erhöhen. Der 
sich ergebende Betrag ist die neue Zusatzrente; sie 
wird auf 10 Deutsche Pfennig nach oben abgerundet. 
Außer dem Steigerungsbetrag werden sonstige 
Rentenbestandteile nicht gewährt. Ergibt die Um- 
stellung keinen höheren als den bisherigen Zahl- 
betrag, ist dieser weiterzuzahlen. 

(3) Artikel 2 §§ 26 und 27 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 23. Fe- 
bruar 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 45) gilt ent- 
sprechend. 

§ 20 

(1) Für Arbeitnehmer eines Unternehmens, die 
bei Inkrafttreten des Ersten Abschnittes dieses Ge- 
setzes nach § 1 Abs. 1 und 2 pflichtversichert sind 
oder es künftig werden, können innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Ersten Abschnittes 
dieses Gesetzes oder vom Beginn der Versicherungs- 
pflicht nach § 1 Abs. 2 an für die Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1952 an, in der sie vor Beginn der Pflicht- 
versicherung in der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung in den in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Unternehmen beschäftigt waren, Beiträge nach- 
entrichtet werden. Nachentrichtete Beiträge gelten 
für die Wartezeit und die Berechnung der Zusatz- 
renten als rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge. Der 
Berechnung der Beiträge ist der Beitragssatz zu 
Grunde zu legen, der am Tage des Inkrafttretens 
des § 12 Abs. 1 oder bei späterem Beginn der Ver- 
sicherungspflicht nach § 1 Abs. 2 zu diesem Zeit- 
punkt gilt; der Beitrag ist nach dem Entgelt zu ent- 
richten, das der Beitragsbemessungsgrenze (§ 12 
Abs. 2) zu dem angegebenen Zeitpunkt entspricht, 

(2) überträgt eine Werkspensionskasse oder 
eine betriebliche Versorgungseinrichtung anderer 
Art der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
das vorhandene Vermögen und reicht dieses Ver- 
mögen aus, um 

a) die entstandenen satzungsmäßigen Versorgungs- 
verpflichtungen und die erworbenen Anwart- 
schaften nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen zu decken, und 

b) mindestens den Betrag zu erreichen, der für eine 
Nachentrichtung von Beiträgen für die zu über- 
nehmenden Zeiten in Anwendung des Absatzes 1 
Satz 3 erforderlich ist, 


hat die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die entstandenen satzungsmäßigen Versorgungs- 
verpflichtungen und die erworbenen Anwartschaften 
zu übernehmen, wenn die Arbeitnehmer auf Antrag 
nach § 1 Abs. 2 pflichtversichert werden. 

(3) Bei der Berechnung von Leistungen für nach 

Absatz 1 nachentrichtete Beiträge und nach Absatz 2 
übernommene Anwartschaften ist höchstens die je- 
weils geltende Beitragsbemessungsgrenze (§ 12 

Abs. 2) zu Grunde zu legen, die für Zeiten, für die 
Beiträge gezahlt sind, oder die für Zeiten über- 
nommener Anwartschaften gilt. 

(4) Nach Absatz 2 übernommene laufende Lei- 
stungen sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
neu festzustellen. Soweit Renten bisher gewährt 
werden, die in diesem Gesetz nicht vorgesehen sind 
oder welche die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Leistungen übersteigen, werden sie mindestens in 
der bisherigen Höhe weitergewährt. 


§ 21 

Soweit in diesen oder anderen Vorschriften auf 
Bestimmungen verwiesen wird oder Bezeichnungen 
verwendet werden, die durch dieses Gesetz auf- 
gehoben oder geändert werden, treten an ihre 
Stelle die entsprechenden Vorschriften oder Be- 
zeichnungen dieses Gesetzes. 


§ 22 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 23 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1971 in Kraft. Der Erste Abschnitt, § 12 
Abs. 1, 2, 4 und 5 und § 13 treten am ersten Tage 
des auf die Verkündung dieses Gesetzes folgenden 
Monats in Kraft. Zu diesen Zeitpunkten treten alle 
entgegenstehenden oder gleichlautenden Vorschrif- 
ten außer Kraft, insbesondere 

1. das Gesetz Nr. 356 — Zweites Gesetz über die 
Neuordnung der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland — vom 7. No- 
vember 1952 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1046); 

2. das Gesetz Nr. 452 — Erstes Gesetz zur Än- 
derung des Gesetzes Nr. 356 „Zweites Gesetz 
über die Neuordnung der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung im Saarland" vom 
7. November 1952 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1046) — vom 27. Januar 1955 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 173); 
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3. das Gesetz Nr. 677 über weitere Änderungen 
in der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung des Saarlandes vom 27. Juni 1959 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 1074); 

4. das Gesetz über Leistungsverbesserungen in der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
im Saarland vom 6. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1087); 


5. § 34 des Sozialversicherungs-Organisations- 

gesetzes Saar vom 28. März 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 194); 

6. § 17 Nr. 1 des Ersten Überleitungsgesetzes vom 
28. November 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 773) in 
der Fassung des Fünften Überleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 335). 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1 . 

Die hüttenknappschaftliche Pensionsversidierung im 
Saarland ist eine zusätzliche Rentenversicherung auf 
öffentlich-rechtlicher Grundlage. In ihr sind fast alle 
Arbeiter sowie teilweise auch die Angestellten der 
Dillinger Hüttenwerke, der Halbergerhütte, der Bur- 
bacher Hütte, der Neunkircher Eisenwerke und wei- 
terer ca. 35 Unternehmen der eisenerzeugenden, 
-verarbeitenden und -weiterverarbeitenden Industrie 
im Saarland neben ihrer Versicherung in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter oder der Angestellten 
versichert. Träger der Versicherung ist die Landes- 
versicherungsanstalt für das Saarland, welche die 
hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung in 
einer besonderen Abteilung durdiführt. 

Mitte des vergangenen Jahrhunderts war für das 
gesamte damalige preußische Staatsgebiet bestimmt 
worden, daß auch Hütten und Aufbereitungsanlagen 
einem Knappschafts verein angehören müssen; dies 
war der Ursprung auch der hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung im Saarland. Während im 
übrigen Reichsgebiet im Jahre 1923 mit der Verkün- 
dung des Reichsknappschaftsgesetzes die in Hütten- 
werken beschäftigten Personen aus der knappschaft- 
lichen Versicherung ausgeschieden sind — nur durch 
eine gemeinschaftliche Erklärung des Arbeitgebers 
und der Mehrheit der Arbeitnehmer konnten diese 
in der knappschaftlichen Versicherung verbleiben 
und sind ggf. auch noch dort versichert — verlief im 
Saarland die Entwicklung, bedingt durch die beson- 
deren Verhältnisse nadi dem Ersten Weltkrieg, 
anders. Der knappschaftliche Pensionsverein für 
Hüttenwerke blieb — auch nach der Rückgliederung 
des Saarlandes im Jahre 1935 — noch einige Zeit 
bestehen. Nach 1945 wurde die hüttenknappschaft- 
liche Pensionsversicherung, die vorübergehend von 
einem selbständigen Versicherungsträger durchge- 
führt wurde, der Landesversicherungsanstalt für das 
Saarland als besondere Abteilung angegliedert. 
Durch § 5 des Gesetzes über die Eingliederung des 
Saarlandes vom 23, Dezember 1956 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1011) sind die bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften über die hüttenknappschaftliche Pen- 
sionsversicherung Bundesrecht geworden. Seit dem 
1. Januar 1960 trägt der Bund einen jährlichen Zu- 
schuß in Höhe von 34 vom Hundert der Pensions- 
leistungen. Durch das Gesetz über Leistungsver- 
besserungen in der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung im Saarland vom 6. September 
1965 (Bundesgesetzbl. 1 S. 1087) sind die Pensions- 
leistungen um durchschnittlich ein Drittel erhöht 
worden. 

2 . 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf — die Zu- 
ständigkeit des Bundes zum Erlaß des Gesetzes. er- 


gibt sich aus Artikel 74 Nr. 12 des Grundgesetzes 
(vgl. BSG 27, 91) — soll die hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung aus dem Stand, in dem sie 
bei Eingliederung des Saarlandes übernommen 
wurde, in Richtung auf eine überbetriebliche Zu- 
satzversicherung weiterentwickelt werden. Dabei 
wird ihre bisherige Grundlage, nämlich die gesetz- 
liche Versicherungspflicht und die Verbindung mit 
der Landesversicherungsanstalt für das Saarland, 
übernommen. 

a) Der Entwurf sieht mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 eine Erhöhung der laufenden Zusatzrenten 
um 10 vom Hundert vor. Im Hinblick auf die 
wachsenden Löhne und Gehälter und die wachsen- 
den Sicherungsansprüche können die Zusatzren- 
ten, falls sich die allgemeine Bemessungsgrund- 
lage in jedem von zwei aufeinanderfolgenden 
Jahren seit der letzten Erhöhung der Zusatz- 
renten erhöht, daraufhin überprüft werden, ob 
und in welchem Ausmaß ihre Anpassung unter 
Berücksichtigung der langfristigen Finanzlage der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung und 
unter Einhaltung eines angemessenen Abstan- 
des der Summe der Leistungen aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung und der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung von dem Ein- 
kommen eines vergleichbaren Versicherten an- 
gebracht ist. Entsprechende Vorschläge hat der 
Vorstand des Versicherungsträgers nach Anhö- 
rung eines von der Vertreterversammlung ge- 
wählten Ausschusses zu machen; der Ausschuß 
wird aus Vertretern der Versidierten und der 
Arbeitgeber der einbezogenen Unternehmen ge- 
bildet. Eine Anpassung der Zusatzrenten erfolgt 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates. 

b) Im Interesse einer dauerhaften Sicherung der 
finanziellen und wirtschaftlichen Grundlagen der 
Zusatzversicherung ist die Finanzierung dem seit 
1969 geltenden Finanzierungsverfahren der ge- 
setzlichen Rentenversicherung nachgebildet wor- 
den. Vorausberechnungen werden für jeweils 
15 Jahre erstellt, eine Mindestrücklage wird vor- 
geschrieben, und es wird die Möglichkeit ge- 
schaffen, den Beitragssatz auf Grund einer Er- 
mächtigung zu erhöhen, wenn die Mindestrück- 
lage unterschritten wird. 

c) Der Höchstbeitrag ist bereits jetzt von 36 auf 
42,75 DM erhöht worden. Beitragsbemessungs- 
grenze ist für Jahresbezüge die Hälfte der Bei- 
tragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung 
der Arbeiter, und allgemeine Bemessungsgrund- 
lage ist ebenfalls die der Rentenversicherung der 
Arbeiter. Der Beitragssatz ist auf 4,5 vom Hun- 
dert, der Steigerungssatz auf 0,45 vom Hundert 
und der Bundeszuschuß auf 6 Millionen DM 
jährlich festgesetzt. 
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d) Pflichtversichert werden auch die Angestellten 
in den Unternehmen, bei denen bisher nur Ar- 
beiter versichert waren; sie haben jedoch unter 
bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, 
sich von der Versicherungspflicht befreien zu 
lassen. Im übrigen sind die Möglichkeit der 
Aufnahme der Arbeitnehmer weiterer Unter- 
nehmen erleichtert und Vorkehrungen getroffen 
worden, um den Versichertenbestand zu erhal- 
ten. 

e) Es wird die Erstattung von Beiträgen bei nicht 
erfüllter Wartezeit eingeführt, um die Natur der 
Zusatzversicherung, die in erster Linie für die 
langjährig Versicherten geschaffen ist, hervor- 
treten zu lassen. 

f) In den Übergangsvorschriften des Entwurfs ist 
sichergestellt, daß die bisher erworbenen Lei- 
stungsansprüche und Anwartschaften erhalten 
bleiben. 


B. Besonderer Teil 

Zu§ 1 

Nach Absatz 1 werden alle Arbeitnehmer in den 
Unternehmen versichert, bei denen Arbeiter am 
1. Dezember 1970 in der (hüttenknappschaftlichen 
Pensionsversicherung pflichtversichert waren; Ar- 
beitnehmer, die in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung pflichtversichert sind, bleiben von der 
Versicherungspflicht in der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung ausgeschlossen. Soweit Ange- 
stellte in den bezeidineten Unternehmen bisher 
nicht versichert waren, werden sie nunmehr pflicht- 
versichert. Im übrigen unterliegen die bezeichneten 
Personen nur insoweit der Pflichtversicherung, als 
sie in einem Betrieb im Saarland beschäftigt sind, 
und zwar auch dann, wenn das Unternehmen selbst 
seinen Sitz außerhalb des Saarlandes hat oder ver- 
legt hat. 

Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit der Pflichtver- 
sicherung auf Antrag für Arbeitnehmer in weiteren 
Unternehmen der bezeichneten Art und in entspre- 
chenden sonstigen Gewerbebetrieben, wenn sich 
zwei Drittel der Arbeitnehmer in freier und gehei- 
mer Abstimmung hierfür ausgesprochen haben. Im 
weiteren werden die Antragstellung und der Beginn 
der Versicherung geregelt sowie der Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung ermächtigt, in 
einer Rechtsverordnung das Nähere über den Nach- 
weis der Stimmberechtigung, die Stimmabgabe so- 
wie die Ermittlung, Feststellung und Bekanntgabe 
des Abstimmungsergebnisses zu bestimmen. 

Unter Berücksichtigung dessen, daß der Arbeitgeber 
durch einen Antrag nach Absatz 2 nicht ohne weite- 
res zur Zahlung eines Beitragsanteils für bei ihm 
beschäftigte Arbeitnehmer verpflichtet werden 
kann, aber dennoch den Arbeitnehmern die durch 
Absatz 2 eröffnete Möglichkeit erhalten werden soll, 
sieht Absatz 3 vor, daß der Arbeitgeber, wenn er 
der Aufnahme nach Absatz 2 nicht zustimmt, auch 
den sonst auf ihn entfallenden Beitragsanteil bei 
der Lohn- oder Gehaltszahlung von dem Barlohn 


oder Bargehalt der Versicherten abziehen kann. Zu 
welchem Zeitpunkt er von seinem Abzugsrecht Ge- 
brauch macht, ist nicht festgelegt. Hat der Arbeit- 
geber einmal zugestimmt, kann er die Zustimmung 
nicht widerrufen. Um den engen Zusammenhang mit 
Absatz 2 zu verdeutlichen, wurde die Regelung hier 
und nicht in § 12 Abs. 4 getroffen. 

Für den Fall, daß Unternehmen der in den Absätzen 
1 und 2 genannten Art oder einzelne Betriebe oder 
Betriebsteile den Inhaber wechseln oder sich (die 
Rechtsform oder der Gegenstand der Unternehmen 
ändert, ermächtigt Absatz 4 den Bundesministea: für 
Arbeit und Sozialordnung zu bestimmen, daß die 
in den Absätzen 1 oder 2 aufgeführten Arbeitneh- 
mergruppen solcher Unternehmen einzelner Be- 
triebe oder Betriebsteile pflichtversichert bleiben. 
Zuvor sollen die betroffenen Unternehmen und ihre 
Betriebsräte gehört werden. 

Zu der Frage der Alterssicherung der betroffenen 
Arbeitnehmer nach dem Wechsel und der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit der Unternehmen, die 
hierbei zu berücksichtigen ist, gehört u. a. auch die 
Beurteilung dessen, ob eine bestehende Werkspen- 
sionskasse oder eine betriebliche Versorgungsein- 
richtung anderer Art in den genannten Fällen auf- 
gelöst oder in ihrem Zustand geändert werden 
könnte. 

Dadurch, daß nach Absatz 5 die dort genannten Vor- 
schriften entsprechend gelten, wird erreicht, daß die 
Versicherungspflicht in der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung nur neben einer gleichzeitigen 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung 
möglich ist, im übrigen aber für Personen, die in der 
Rentenversicherung pflichtversichert sind, auch in 
der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
Versicherungspflicht besteht. 

Die Vorschrift des Absatzes 6 dient lediglich der 
Klarstellung. 


Zu § 2 

Die Vorschrift ist dem § 1233 Abs. 1 Satz 1 RVO 
nachgebildet, jedoch soll die freiwillige Versiche- 
rung nur dann möglich sein, wenn während minde- 
stens 180 Kalendermonaten Beiträge zur hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung entrichtet 
isind; im übrigen sollen die in Satz 2 genannten 
Vorschriften entsprechende Anwendung finden. Bei 
der Regelung wird davon ausgegangen, daß die 
Stammbelegschaft der einzelnen Unternehmen im 
allgemeinen die Voraussetzung, 15 Jahre Beiträge 
entrichtet zu haben, erfüllen wird. Sollte sich zeigen, 
daß eine solche Beschäftigungszeit künftig nicht er- 
reicht wird, würde die Zeitspanne neu festgesetzt 
werden können. 


Zu § 3 

Nach Absatz 1 soll es grundsätzlich bei den bishe- 
rigen Leistungsarten verbleiben. Neu ist die Mög- 
lichkeit der Gewährung und Abfindung von Wit- 
werzusatzrenten, der Gewährung von Zusiatzrenten 
für Halbwaise sowie der Beitragserstattung; wegge- 
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fallen ist dagegen die Beitrittserstattung bei Heirat 
weiblicher Versicherter. 

Absatz 2 stellt sicher, daß die Leistungen mit Aus- 
nahme der Beitragserstattung nur erbracht werden, 
wenn vergleichbare Leistungen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung gewährt werden. Zu den ver- 
gleichbaren Leistungen im Sinne dieser Vorschrift 
gehören auch Renten wegen Erwerbsunfähigkeit. 

Absatz 3 Satz 1, der davon ausgeht, daß Zusatz- 
renten grundsätzlich unter denselben Vorausset- 
zungen gewährt werden wie die vergleichbaren 
Leistungen aus der Rentenversicherung, schreibt als 
besondere Wartezeit eine in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung zurückgelegte Versiche- 
rungszeit von 60 Kalendermonaten vor; dieses ge- 
schieht deshalb, weil die Leistungen der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung wegen Er- 
reichens der Altersgrenze nicht höher sind als wegen 
Berufsunfähigkeit. Nach Satz 2 sollen für die Fra- 
ge, welche Zeiten auf die besondere Wartezeit an- 
zurechnen sind, die dort bezeichneten Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung entsprechend gel- 
ten. In Satz 3 wird bestimmt, daß Ersatzzeiten im 
Sinne des § 1251 Abs. 1 RVO nur dann auf die be- 
sondere Wartezeit angerechnet werden sollen, wenn 
Beitragszeiten in der hüttenknappschaftlichen Zu- 
satzversicherung unmittelbar vorausgegangen sind. 
Nach den Sätzen 4 und 5 gilt § 1252 RVO für die 
besondere Wartezeit mit der Maßgabe, daß die Be- 
rufsunfähigkeit oder der Tod während einer in der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung anrech- 
nungsfähigen Versicherungszeit oder im unmittel- 
baren Anschluß an eine solche eingetreten sein 
müssen. 


Zu§ 4 

Absatz 1 bestimmt, daß die Zusatzrenten für Ver- 
sicherte nur noch nach den Entgelten bemessen 
werden. Grundbetrag, Frauenzulage und Kinderzu- 
schuß sind nicht mehr vorgesehen. Diese werden 
nach derzeitigem Recht in seltenen Ausnahmefällen 
nur dann gewährt, wenn die Pensionen früher be- 
ginnen als die Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung. Grundbetrag, Frauenzulage und Kin- 
zuschuß werden in diesen Fällen nur für die Zeit 
des Pensionsbezugs vor dem Rentenbeginn gewährt. 
Nach dem Gesetzentwurf ist aber ein früherer Be- 
ginn der Zusatzrenten nicht mehr möglich, weil die 
Zusatzrenten nur zusätzlich zu vergleichbaren Lei- 
stungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
gewährt werden. Der jährliche Steigerungssatz ist 
auf 0,45 vom Hundert der für den Versicherten 
maßgebenden Bemessungsgrundlage für Zusatzren- 
ten festgesetzt. 

Absatz 2 sieht vor, daß die Zusatzrenten grund- 
sätzlich wie Renten aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter berechnet werden. Insoweit gilt nach 
Satz 1 für die für den Versicherten maßgebende 
und für die allgemeine Bemessungsgrundlage für 
Zusatzrenten § 1255 Abs. 1 und 2 RVO entsprechend. 
Nach Satz 2 ist für Zeiten vom 1. Januar 1971 an 
das Verhältnis, in dem der Bruttoarbeitsentgelt des 
Versicherten zu dem durchschnittlichen Bruttoar- 


beitsentgelt aller Versicherten der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und der Angestellten gestan- 
den hat, in entsprechender Anwendung des § 1255 
Abs. 3 Buchstabe b RVO zu berechnen. Im übrigen 
bestimmt Satz 3, daß für die Berechnungen nach den 
Absätzen 2 bis 4 die beiden letzten Sätze des § 1255 
Abs. 3 RVO Anwendung finden. 

Absätze 3 und 4 bewirken sowohl eine vereinfachte 
Berechnung der Zusatzrenten als auch Leistungs- 
verbesserungen für Beiträge vor dem 1. Januar 1971. 
Die Vereinfachung wird erzielt durch die Verviel- 
fältigung 

a) der Zahl der Beitragsmonate bis zum 31. Dezem- 
ber 1951 mit einer einheitlichen Werteinheit und 

b) des Betrages der beitragspflichtigen Entgelte für 
Zeiten vom 1. Januar 1952 bis zum 31. Dezem- 
ber 1970 mit einer einheitlichen Werteinheit. 

Die Leistungsverbesserung wird dadurch erzielt, daß 
die Vervielfältigung mit der jeweiligen Werteinheit 
im Ergebnis eine gegenüber dem bisherigen Recht 
um rd. 10 vom Hundert höhere Leistung erbringt. 
Für Ersatzzeiten ist wie für Zeiten bis zum 31. De- 
zember 1951 zu verfahren und für Zeiten ab 1. Ja- 
nuar 1952 werden Entgelte in französischen Franken 
im Verhältnis 100 : 1 in Deutsche Mark umgerechnet. 

Nach Absatz 5 gilt für die Berücksichtigung von 
Beiträgen § 1255 Abs. 8 RVO entsprechend. 

Zu § 5 

Absatz 1 ist § 1258 Abs. 1 RVO nachgebildet. Nach 
Absatz 2 gilt § 1258 Abs. 2 bis 5 RVO entsprechend. 

Zu § 6 

Durch die Begrenzung der Bezüge des Versicherten 
aus der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung 
zusammen mit denen aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung auf einen Höchstbetrag wird der 
Charakter der Versicherung als Zusatzversicherung 
besonders deutlich. 

Zu § 7 

Für Zusatzrenten an Hinterbliebene gilt der auch 
in der gesetzlichen Rentenversicherung geltende 
Grundsatz, daß sie für Witwen und Witwer sechs 
Zehntel, für Halbwaisen ein Zehntel und für Voll- 
waisen ein Fünftel der Zusatzrente des Versicherten 
betragen. Für die Zahlung von Zusatzrenten bei 
Vorhandensein mehrerer Berechtigter, bei Ver- 
schollenheit, für die Zahlung der Versichertenzusatz- 
rente für das Sterbe Vierteljahr und für die Begren- 
zung der Hinterbliebenenzusatzrenten auf einen 
Höchstbetrag gelten die entsprechenden Vorschriften 
des Vierten Buches der Reichsversicherungsordnung. 

Zu § 8 

Dadurch, daß die allgemeine Bemessungsgrundlage 
der Rentenversicherung der Arbeiter auch in der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung gilt, 
wird die Zusatzrente von Zugangsrentnern unter 
Berücksichtigung der jeweils geltenden aktuellen 
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allgemeinen Bemessungsgrundlage berechnet. Um 
aber auch die Bestandsrentner an der wirtschaft- 
lichen Entwicklung teilhaben zu lassen, ist vor- 
gesehen, daß die Zusatzrenten durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates angepaßt werden können, wenn sich 
die allgemeine Bemessungsgrundlage seit der 
letzten Erhöhung der laufenden Zusatzrenten in 
jedem von zwei aufeinanderfolgenden Jahren er- 
höht hat. Um eine gleiche Behandlung aller Zusatz- 
rentner zu gewährleisten, sind jeweils die Zusatz- 
renten, die auf Versicherungsfällen des vorher- 
gehenden Jahres beruhen, von der Anpassung aus- 
genommen. Die Anpassung darf die Anpassungs- 
sätze der Rentenversicherung der Arbeiter, die für 
die laufenden Renten für die gleichen Zeiträume 
festgelegt sind, nicht übersteigen. Vorschläge zur 
Anpassung der Zusatzrenten macht der Vorstand 
des Versicherungsträgers, der zuvor einen von der 
Vertreterversammlung gewählten Ausschuß anzu- 
hören hat. Der Ausschuß besteht aus je drei Ver- 
tretern der Versicherten und der Arbeitgeber der 
in Betracht kommenden Unternehmen. 

Zu § 9 

Kleinstzusatzrenten werden wegen der für den Ver- 
sicherungsträger mit ihrer Auszahlung verbundenen 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungskosten, und 
weil sie ohnehin ihren Zweck, eine zusätzliche 
Sicherung des Versicherten zu gewährleisten, nicht 
erfüllen können, mit dem Kapitalwert, der nach 
der nach § 1295 RVO erlassenen Rechts Verordnung 
zu berechnen ist, abgefunden. 

Zu § 10 

Absatz 1 sieht die entsprechende Anwendung der 
darin genannten Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung vor und erspart gleichlautende Vor- 
schriften für die hüttenknappschaftliche Zusatz- 
versicherung. 

Entsprechend dem in § 3 Abs. 2 aufgestellten 
Grundsatz, daß Zusatzrenten nur zusätzlich zu ver- 
gleichbaren Leistungen aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung gewährt werden, sieht Absatz 2 vor, 
daß die Zusatzrente mit dem gleichen Zeitpunkt 
wegfällt, in dem die Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung entzogen wird. Dem Berechtig- 
ten obliegt insoweit die Meldepflicht. 

Absatz 3 soll auch bei verspäteter Antragstellung 
den Beginn einer Zusatzrente an den der Rente aus 
der gesetzlichen Rentenverschierung anpassen. 

Absatz 4 ist § 1303 Abs. 1 RVO nachgebildet. Der 
19. November 1947 ist als Stichtag genannt, weil 
am 20. November 1947 im Saarland der französische 
Franken als Zahlungsmittel eingeführt wurde. Die 
Beitrags erstattung erfolgt auch bei Auslands- 
aufenthalt des Berechtigten. 

Zu § 11 

Die Ausgaben der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung werden — wie bisher — durch Bei- 


träge und einen Bundeszuschuß gedeckt (Absatz 1). 
Die Höhe des Bundeszuschusses wird auf jährlich 
6 Millionen DM festgelegt. 

Der Bundeszuschuß ist vornehmlich historisch be- 
dingt. Für das übrige Bundesgebiet hat das Aus- 
scheiden der meisten Hüttenwerke aus der knapp- 
schaftlichen Versicherung im Jahre 1923 (vgl. A 1) 
zur Folge, daß nur ein Teil der Beschäftigten solcher 
Betriebe unter dem Schutz einer über die Leistungen 
der Rentenversicherungen der Arbeiter und der An- 
gestellten wesentlich hinausgehenden und durch 
den Bundeszuschuß nach § 128 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes (RKG) gedeckten Rentenversicherung 
steht. Eine so geartete knappschaftliche Versiche- 
rung von Beschäftigten in Hüttenwerken gibt es in- 
dessen im Saarland mit Rücksicht auf die seit 1923 
anders verlaufene Entwicklung überhaupt nicht. 
Dort sind die Hüttenwerke in der knappschaftlichen 
Versicherung verblieben. Die spätere Trennung der 

— ebenso wie im übrigen Reichsgebiet — ursprüng- 
lich einheitlichen Knappschaftsversicherung in einen 
im heutigen Sinne knappschaftlichen Teil und in die 
heutige hüttenknappschaftliche Pensionsversiche- 
rung mußte dazu führen, daß auch der letzteren 
Staatszuschüsse gewährt wurden, und zwar bis 1945 
vom Reich, dann bis 1959 vom Saarland und seit dem 
1. Januar 1960 vom Bund. Es handelt sich hier also 

— ähnlich wie bei anderen auf Gesetz oder beson- 
deren Rechtstiteln beruhenden Zuschüssen zu öffent- 
lichen Institutionen verschiedener Art — um eine 
überkommene Belastung, die nach Artikel 120 GG 
der Bund zu tragen hat. Allein aus Gründen der 
unterschiedlichen Rechtsentwicklung ist dieser 
Bundeszuschuß anders ausgeformt als der nach 
§ 128 RKG, soweit er den Beschäftigten von Hütten- 
werken im übrigen Bundesgebiet zugute kommt. 

Absatz 2 ist der Vorschrift des § 1383 Abs. 1 RVO 
nachgebildet; in Absatz 3 wird bestimmt, daß die 
dort bezeichneten Vorschriften entsprechend gelten. 

Zu § 12 

Absatz 1 setzt den Beitragssatz, der bisher 8 vom 
Hundert betrug, auf 4,5 vom Hundert des beitrags- 
pflichtigen Bruttoarbeitsentgelts fest. 

Um den durch die Senkung des Beitragssatzes be- 
dingten Einnahmeausfall auszugleichen, wird die 
Beitragsbemessungsgrenze, die bisher 450 DM be- 
trug, erhöht. Diese ist nach Absatz 2 für Jahres- 
bezüge die Hälfte der Beitragsbemessungsgrenze in 
der Rentenversicherung der Arbeiter. 

Absatz 3 ist § 1383 Abs. 2 RVO nachgebildet. Wird 
die gesetzliche Rücklage unterschritten, so hat die 
Bundesregierung den Beitragssatz durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates entspre- 
chend zu erhöhen. 

Nach Absatz 4 sollen der Versicherte und der 
Arbeitgeber die Pflichtbeiträge grundsätzlich je zur 
Hälfte tragen; nur bei geringverdienenden Personen 
trägt der Arbeitgeber die Beiträge allein. 

Freiwillige Beiträge, deren Entrichtung nach Ab- 
satz 5 jeweils nur in Höhe der höchsten Beiträge für 
die Pflichtversicherung möglich ist, sollen nur neben 
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einem mindestens gleich hohen Beitrag zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung entrichtet werden kön- 
nen. Durch diese Regelung wird sichergestellt, daß 
wegen der im Ergebnis besseren Bewertung der 
Beiträge zur hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung freiwillige Beiträge nicht nur zu dieser 
Versicherung gezahlt werden. 


Zu § 13 

Die entsprechende Anwendung der in den Ab- 
sätzen 1 und 6 bezeichneten Vorschriften macht es 
überflüssig, gleichlautende Vorschriften in dieses 
Gesetz aufzunehmen. 

Nach Absatz 2 ist Einzugsstelle für die Beiträge zur 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung der 
Versicherungsträger. Absatz 3 bestimmt, daß für 
jeden Kalendermonat nur ein Beitrag zur freiwilli- 
gen Versicherung entrichtet werden kann. 

Der Nachweis der entrichteten Beiträge ist ähnlich 
wie in der Rentenversicherung der Arbeiter gere- 
gelt, jedoch dient hierzu in der hüttenknappschaft- 
lichen Zusatzversicherung eine Beitragsnachweis- 
karte (Absatz 4). Absatz 5 enthält Bestimmungen 
über die Ausstellung, den Umtausch und die Auf- 
bewahrung der Beitragsnachweiskarte. Im übrigen 
wird bestimmt, daß zum Nachweis der Beitragsent- 
richtung für den Versicherten die Durchschrift der 
umgetauschten Beitragsnachweiskarte dient. 


Zu § 14 

Die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung soll 
als besonderer Versicherungszweig keinen beson- 
deren rechtsfähigen Träger erhalten; vielmehr soll 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland wie 
bisher Träger der Versicherung sein und diese in 
einer besonderen Abteilung durchführen. Daher er- 
übrigt sich auch die Aufnahme aufsichtsrechtlicher 
Vorschriften. 

Das Vermögen ist als nichtrechtsfähiges Sonderver- 
mögen, von dem übrigen Vermögen der Landesver- 
sicherungsanstalt getrennt, zu verwalten. Daraus 
folgt, daß die Haftung der Landesversicherungsan- 
stalt für das Saarland für Verbindlichkeiten aus der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung auf das 
Sondervermögen beschränkt ist. Andererseits haftet 
das Sondervermögen aber auch nicht für Verbind- 
lichkeiten, welche die Landesversicherungsanstalt 
für das Saarland als Träger der Rentenversicherung 
der Arbeiter eingegangen ist oder eingeht. 


Zu § 15 

Für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten aus dem Recht 
der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung soll 
der Sozialrechtsweg gegeben sein. In den Fällen, in 
denen das Sozialgerichtsgesetz besondere Vorschrif- 
ten für die Rentenversicherung der Arbeiter enthält, 
sollen diese Vorschriften auch für Streitigkeiten aus 
dem Recht der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung gelten. 


Zu § 16 

Die bezeichneten Vorschriften sollen in ihrer jeweils 
geltenden Fassung Anwendung finden; das bedeu- 
tet, daß auch die Vorschriften zu ihrer Änderung, 
Ergänzung und Durchführung anzuwenden sind. 
Hierdurch erübrigen sich entsprechende eigene Vor- 
schriften für die hüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung, wie z. B. Über die Anlage des Vermö- 
gens; insoweit sind die §§ 26 ff RVO für den Ver- 
sicherungsträger maßgebend. 

Zu § 17 

Absatz 1 stellt sicher, daß es bei den nach bisheri- 
gem Recht ausgesprochenen Befreiungen von der 
Versicherungspflicht verbleibt. 

Absatz 2 verhindert eine Doppelbelastung der Ar- 
beitgeber, die durch die in § 1 Abs. 1 vorgesehene 
Erweiterung des Kreises der Pflichtversicherten ein- 
treten kann. Andererseits wird es den Arbeitneh- 
mern, die versicherungspflichtig werden, ermög- 
licht, sich von der Versicherungspflicht befreien zu 
lassen. Die Befreiung ist endgültig und wirkt vom 
Inkrafttreten des Ersten Abschnittes des Gesetzes 
an. 

Absatz 3 bestimmt, daß Personen, die nach den Vor- 
schriften des bisherigen Rechts mit der freiwilligen 
Weiterversicherung begonnen haben, diese Ver- 
sicherung auch dann fortsetzen können, wenn die 
Voraussetzungen des § 2 Satz 1 dieses Gesetzes 
nicht vorliegen. 

Zu § 18 

Absatz 1 regelt die Beitragserstattung für die soge- 
nannten Altfälle, die in der Zeit aufgetreten sind, in 
der eine solche Möglichkeit nicht bestand. 

Mit dem 1. Januar 1971 fällt die Beitragserstattung 
bei Heirat weiblicher Versicherter weg. Ähnlich der 
Regelung im Finanzänderungsgesetz 1967 soll nach 
Absatz 2 die Beitragserstattung aber dann noch mög- 
lich sein, wenn die Ehe vor diesem Zeitpunkt ge- 
schlossen worden ist und der Antrag auf Beitrags- 
erstattung bis zum letzten Tage des auf die Verkün- 
dung des Gesetzes folgenden Kalendermonats ge- 
stellt wird. 

Nach den bisherigen Rechtsvorschriften war den 
der hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung 
beitretenden Versicherten auf die Wartezeit und die 
Mindestbeitragszeit eine Vorversicherungszeit von 
bis zu 60 Kalendermonaten anzuredinen. Absatz 3 
sichert den Besitzstand dieser Personen und sieht 
vor, daß diese Zeiten, soweit sie bei Eintritt des 
Versicherungsfalles im Zeitpunkt der Verkündung 
dieses Gesetzes nach den bisherigen Rechtsvor- 
schriften anrechenbar waren, auch weiterhin anzu- 
rechnen sind. Die anrechenbaren Vorversicherungs- 
zeiten sollen wie Ersatzzeiten bewertet werden. 

Da die beitragsrechtlichen Vorschriften nicht rück- 
wirkend in Kraft treten können, schreibt Absatz 4 
für die Berechnung der Leistungen nach § 4 Abs. 2 
vor, von welchem Arbeitsverdienst für die Zeit bis 
zum Tage vor Inkrafttreten des § 12 Abs. 2 auszu- 
gehen ist; außerdem regelt die Vorschrift die Er- 
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gänzung der Eintragungen in der Beitragsnachweis- 
karte. 

Zu § 19 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß für Leistungs- 
ansprüche aus der hüttenknappschaftlichen Pen- 
sionsversicherung aus Versicherungsfällen vor dem 
1, Januar 1971 die bisherigen Rechtsvorschriften 
gelten sollen. Kleinstpensionen, auf die am 31. De- 
zember 1970 Anspruch besteht, sollen entsprechend 
den Vorschriften des § 9 abgefunden werden. 

Um auch die Bestandsrentner in den Genuß von 
Leistungsverbesserungen kommen zu lassen, sieht 
Absatz 2 vor, daß die Steigerungsbeträge in den 
Pensionen, die nach dem bis zum 31. Dezember 1970 
geltenden Recht festgestellt sind oder noch festge- 
stellt werden und die nicht nach Absatz 1 abzufin- 
den sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1971 an 
um 10 vom Hundert zu erhöhen sind. Der sich er- 
gebende Betrag ist die neue Zusatzrente. Außer dem 
Steigerungsbetrag werden künftig auch bei Be- 
standsrenten keine sonstigen Rentenbestandteile 
(z. B. Grundbetrag, Frauenzulage und Kinderzu- 
schuß) mehr gewährt. Der letzte Satz enthält inso- 
weit eine Besitzstandsklausel. 

Die in Absatz 3 genannten Übergangsvorschriften 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes sollen sinngemäß auch in der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung Anwendung finden. 

Zu§ 20 

Absatz 1 schafft für die bezeichneten Personen die 
Möglichkeit, ihre zusätzliche Sicherung zu erwei- 
tern. Im übrigen wird nicht ausgeschlossen, daß 
der Arbeitgeber die Beiträge, die nachentrichtet 
werden, aufbringt oder sich hieran beteiligt oder daß 
die Beiträge von einer Werkspensionskasse oder be- 
trieblichen Altersversorgung anderer Art zur Ver- 
fügung gestellt werden. Darüber hinaus ist in Ab- 
satz 2 vorgesehen, daß, falls eine Werkspensions- 
kasse oder eine betriebliche Versorgungseinrichtung 
anderer Art der hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung ihr Vermögen überträgt und die Höhe 
des Vermögens den im einzelnen festgelegten Er- 
fordernissen entspricht, die hüttenknappschaftliche 
Zusatzversicherung die entstandenen satzungsmäßi- 
gen Versorgungsverpflichtungen und die erworbe- 
nen Anwartschaften zu übernehmen hat, wenn die 


Arbeitnehmer auf Antrag nach § 1 Abs. 2 pflicht- 
versichert werden. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten insoweit Verfahrens- 
vorschriften. 

Zu den §§ 21 und 22 

Die Vorschrift des § 21, die der Rechtssicherheit 
dient, enthält eine Generalklausel zur Bereinigung 
anderer Gesetze. 

§ 22 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §23 

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1971 
in Kraft. Die Vorschriften über versicherte Personen 
(Erster Abschnitt) und die beitragsrechtlichen Vor- 
schriften (§ 12 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 13) treten zu dem 
genannten Zeitpunkt in Kraft. Alle entgegenste- 
henden oder inhaltsgleichen Vorschriften sollen zu 
den einzelnen Zeitpunkten außer Kraft treten. 


C, Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 

Die Vorausschätzung der Einnahmen, der Ausgaben 
und des Vermögens der hüttenknappschaftlichen Zu- 
satzversicherung sowie die Aufwendungen zu ihren 
Lasten, das Rücklagesoll und dessen Uber- oder 
Unterschreitung sind aus der anliegenden Tabelle 
ersichtlich, der die von der Landesversicherungs- 
anstalt für das Saarland erstellten Berechnungen zu- 
grunde liegen. Die Voraussetzungen für eine Erhö- 
hung des Beitragssatzes sind im Vorausschätzungs- 
zeitraum (bis 1985) danach nicht gegeben. 

Durch den Gesetzentwurf entstehende Mehrausga- 
ben sind von der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zu tragen. 

Der Bundeszuschuß wird auf den in der mittelfristi- 
gen Finanzplanung bei Kap. 11 13 Tit. 616 02 fest- 
gelegten Betrag von jährlich 6 Millionen DM fest- 
gesetzt. Eine zusätzliche Belastung des Bundeshaus- 
halts ergibt sich nicht. 

Länder und Gemeinden werden mit Kosten nicht be- 
lastet. 

Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau sind 
nicht zu erwarten. 
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Vorausschätzung 

Beträge in Millionen DM 



1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Einnahmen 

Beiträge 

15,0 

15,8 

17,4 

19,0 

20,5 

21,3 

Bundeszuschuß 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

Zinsen und sonstige Einnahmen . . 

7,3 

7,5 

8,0 

8,4 

8,8 

9,2 

Einnahmen insgesamt 

28,3 

29,3 

31,4 

33,4 

35,3 

36,5 

Ausgaben 

Renten 

16,9 

18,0 

20,9 

22,0 

25,3 

26,4 

Abfindungen (§ 9 ) 

7,3 ä ) 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

0,7 

Witwen- und Witwerabfindungen 
bei Heirat 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,2 

Beitragserstattungen und Beitrags- 
rückzahlungen 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

Verwaltungskosten und sonstige 
Ausgaben 

0,9 

1,0 

1,1 

1,2 

1,3 

1,4 

Ausgaben insgesamt 

25,5 

19,9 

23,0 

24,3 

27,8 

29,1 

Uberschuß 

2,8 

9,4 

8,4 

9,1 

7,5 

7,4 

Mindereinnahmen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Vermögen^) 

149,8 

159,2 

167,6 

176,7 

184,2 

191,6 

Aufwendungen zu Lasten 

des Versicherungsträgers 

19,5 

13,9 

17,0 

18,3 

21,8 

23,1 

Rücklagesoll 

45,1 

78,0 

55,6 

68,0 

73,2 

87,2 

Über- bzw, Unterschreitung 

+ 104,7 

+ 81,2 

+ 112,0 

+ 108,7 

+ 111,0 

+ 104,4 


Bei den Einnahmen ist eine Beitragsbemessungsgrenze zugrunde gelegt, wie sie sich aus der Vorausberechnung 
der Bezugsgrößen in der Rentenversicherung der Arbeiter ergibt. Langfristig ist eine Steigerung des durchschnitt- 
lichen Bruttoarbeitsentgelts in Höhe von jährlich 5,8 vom Hundert berücksichtigt. Beitragssatz ist 4,5 vom Hundert. 

2) Die Anpassung der Bestandsrenten ist alle 2 Jahre, erstmals am 1. Januar 1973, berücksichtigt. 

Für 1971 einschließlich Abfindungen nach § 19 Abs. 1. 

*) Da bei der hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung das Verwaltungsvermögen kaum ins Gewicht fällt, ist auf 
eine entsprechende Aufgliederung verzichtet worden. 
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1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

23,0 

24,5 

25,3 

26,9 

28,5 

30,0 

31,6 

34,0 

35,5 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

6,0 

9,6 

9,8 

10,1 

10,3 

10,4 

10,4 

10,4 

10,1 

9,9 

38,6 

40,3 

41,4 

43,2 

44,9 

46,4 

48,0 

50,1 

51,4 

30,2 

31,5 

35,8 

36,8 

41,7 

42,9 

48,6 

49,5 

55,9 

0,7 

0,8 

0,8 

0,9 

0,9 

1.0 

1.1 

1.2 

1,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,3 

0,3 

0,3 

0.4 

0,4 

0,4 

0,5 

0,5 

0,5 

0,6 

0,6 

0,6 

0.7 

0,7 

0,7 

1.5 

1,6 

1,7 

1,8 

1,9 

2,0 

2.1 

2,2 

2,4 

33,1 

34,6 

39,0 

40,4 

45,4 

46,8 

52,9 

54,0 

60,6 

5,5 

5,7 

2,4 

2,8 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0,5 

0,4 

4,9 

3,9 

9,2 

197,1 

202,8 

205,2 

208,0 

207,5 

207,1 

202,2 

198,3 

189,1 

27,1 

28,6 

33,0 

34,4 

39,4 

40,8 

46,9 

48,0 

54,6 

92,4 

108,4 

114,4 

132,0 

137,6 

157,6 

163,2 

187,6 

192,0 

+ 104,7 

+ 94,4 

+ 90,8 

+ 76,0 

+ 69,9 

+ 49,5 

+ 39,0 

+ 10,7 

-2,9 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

In .§ 2 Satz 1 ist das Wort „einhundert achtzig" 
durch das Wort „sechzig" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Wartezeit für die freiwillige Weiterversiche- 
rung beträgt im Sozialrecht regelmäßig 60 Ka- 
lendermonate. Es besteht kein Grund, davon für 
den Bereich der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung abzuweichen, zumal nach § 12 

Abs. 5 des Entwurfs der freiwillige Beitrag nur 
neben einem mindestens ebenso hohen Beitrag 
zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet 
werden kann. 

Diese Erschwerung des «Rechts der freiwilligen 
Weiterversicherung und die vorgesehene Warte- 
zeit von 180 Kalendermonaten liegen nicht im 
Interesse des Personenkreises, der für eine frei- 
willige Versicherung in Frage kommt. Die War- 
tezeit sollte deshalb entsprechend den Regelun- 
gen in anderen Sozialleistungsbereichen auf 
60 Kalendermonate festgesetzt werden. 

2. Zu § 8 

In Absatz 1 Satz 1 ist das Wort „können" durch 
das Wort „sollen" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach § 8 Abs. 1 des Entwurfs können die Zusatz- 
renten durch Rechts Verordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates in Ab- 
ständen von zwei Jahren angepaßt werden. Da- 
bei sind u. a. die Entwicklung der Löhne, Gehäl- 
ter und Zusatzrenten sowie die langfristige 
Finanzlage der hüttenknappschaftlichen Zusatz- 
versicherung zu berücksichtigen. Es ist nicht ein- 
zusehen, daß die Anpassung in das Ermessen 
der Bundesregierung gestellt sein soll, wenn die 
in § 8 Abs. 1 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind. Ist das der Fall, so gibt es keinen Grund, 
die Anpassung zu unterlassen. Deshalb sollte die 
Kannvorschrift durch eine Sollvorschrift ersetzt 
werden. 

3. Zu § 11 

In '§ 11 ist Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Mittel für die Ausgaben der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung werden 
durch Beiträge der Versicherten und der Arbeit- 
geber sowie durch einen Zuschuß des Bundes 
aufgebracht. Der Zuschuß des Bundes beträgt 
mindestens 6 Millionen Deutsche Mark im Jahr. 
Er darf im Vefhältnis zu den Ausgaben den 
Vomhundertsatz nicht unterschreiten, der sich 
aus dem Verhältnis des in § 1389 RVO festge- 
setzten Zuschusses zu den dort genannten Aus- 
gaben ergibt." 


Begründung 

Die Begrenzung des Bundeszuschusses auf 6 Mil- 
lionen DM hat für die weitere Zukunft zur Folge, 
daß sich die Relation zwischen Ausgaben und 
Zuschuß immer mehr zuungunsten der Ausgaben 
verschiebt. Nach den Berechnungen, die dem 
überaiibeiteten Entwurf zugrunde liegen, wird 
der Betrag von 6 Millionen DM im Jahre 1985 
nur noch rund 11 Vo der Ausgaben ausmachen. 

i> 

Diese voraussehbare Entwicklung läßt sich nicht 
hinnehmen. Der Bundeszuschuß sollte vielmehr 
auch auf längere Sicht als wirksame Finanzie- 
rungsgröße erhalten bleiben. 

Es sollte deshalb eine Bestimmung in den Ent- 
wurf aufgenommen werden, wonach der Zuschuß 
einen bestimmten Vomhundertsatz der Ausga- 
ben nicht unterschreiten darf. Es bietet sich da- 
bei an, den Vomhundertsatz zugrunde zu legen, 
der sich aus dem jeweiligen Zuschuß des Bun- 
des im Verhältnis zu den Ausgaben ergibt, die 
nicht Leistungen der Alterssicherung sind (§ 1389 
Abs. 1 RVO). Damit wäre sichergestellt, daß der 
Zuschuß zur hüttenknappschaftlichen Zusatzver- 
sicherung auf Dauer in prozentual gleicher Höhe 
gezahlt würde wie zu den in § 1389 Abs. 1 RVO 
genannten Leistungen der Rentenversicherung 
der Arbeiter. 

4. Zu § 19 

In Absatz 2 Satz 1 ist die Zahl „10" durch die 
Zahl „25" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach § 19 Abs. 2 des Entwurfs sollen die lau- 
fenden Pensionen um 10 v. H. des bisherigen 
Zalhlbetrages erhöht werden. Diese für den Ren- 
tenbestand vorgesehene Erhöhung erscheint un- 
zureichend. 

Hinzuweisen ist insbesondere darauf, daß die 
letzte Lei stungs Verbesserung 1965 erfolgte, so 
daß das heutige Rentenniveau weit hinter der 
wirtschaftlichen Entwicklung der letzten Jahre 
zurückgeblieben ist. Seit dem Jahre 1965 sind 
— vergleichsweise — die Leistungen der Renten- 
versicherung der Arbeiter um rund 50 v. H. ge- 
stiegen. Die vorgesehene Erhöhung um 10 v. H. 
wird diesem tatsächlichen Nachholbedarf nicht 
gerecht. Auch bei der Umstellung der Bestands- 
renten im Raihmen der Rentenreform hat sich der 
Gesetzgeber nicht streng an das Verhältnis zwi- 
schen Beitragsleistung und versicherungspflichti- 
gem Entgelt gehalten. Vielmehr wurden Fakto- 
renwerte zugrunde gelegt, die sich für den Lei- 
stungsempfänger regelmäßig günstig auswirkten. 
Was damals möglich war, sollte heute nicht un- 
möglich sein. 

Der in § 19 Abs. 2 genannte Vomhundertsatz 
sollte deshalb fühlbar angehoben werden. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

(Herabsetzung der Wartezeit für die freiwillige Ver- 
sicherung) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungs ver- 
fahren geprüft werden. 

Begrün d u n g 

Die Bundesregierung ist bei der Fassung des § 2 
Satz 1 davon ausgegangen, daß die Stammbeleg- 
schaften der Unternehmen im allgemeinen die Vor- 
aussetzung, 180 Monate Beiträge entrichtet zu ha- 
ben, erfüllen werden. Im übrigen ist sie der Mei- 
nung, daß die Möglichkeit zur freiwilligen Versiche- 
ung nicht erleichtert werden sollte, weil die Bewer- 
tung der Beiträge in der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung günstiger ist als in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung. Sie wird aber im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, 
wie viele und welche Personen für eine freiwillige 
Versicherung in der hüttenknappschaftlichen Zu- 
satzversicherung in Frage kommen. 

Zu 2. 

(Anpassung der Renten an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung) 

Dem Vorschlag wird nicht zu gestimmt. 
Begründung 

Bei der Anpassung der Leistungen aus der hütten- 
knappschaftlichen Zusatzversicherung an die ver- 
änderten wirtschaftlichen Verhältnisse haben die 
Sozialpartner ein freies Vorschlagsrecht. Da bei der 
Anpassung auch die langfristige Finanzlage der 
Versicherung zu berücksichtigen ist, muß es in das 
Ermessen der Sozialpartner gestellt bleiben, ob und 
wann idie Zusatzrenten angepaßt werden. Das glei- 
che gilt auch für die Bundesregierung. 

Zu 3. 

(Erhöhung des ßundeszuschusses) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 


Begründung 

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags auf 
den Bundeshaushalt sind vom Bundes rat nicht fest- 
gestellt worden. Nach dem Wortlaut des Vorschlags 
müßte der Bundeszuschuß für 1971 im Vergleich zu 
1970 mindestens verdoppelt werden. Wandelt man 
die Formulierung ab, so würde nach einer überschlä- 
gigen Überlegung sich die geänderte Regelung erst 
nach 1976 auf die ihüttenknappschaftliche Zusatzver- 
sicherung auswirken. Der Gesetzentwurf isieht die 
Übernahme einer Bundesgarantie wie in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung vor. Dadurch wird die 
finanzielle Sicherung der hüttenknappschaftlichen 
Zusatzversicherung für die Zukunft genügend ge- 
währleistet. 

Zu 4. 

(Erhöhung der Bestandsrenten) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsver- 
f ähren geprüft werden. 

Begründung 

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags sind 
vom Bundesrat nicht festgestellt worden. Nach den 
Berechnungen vom Stand Mitte 1970 war eine Er- 
höhung der laufenden Zusatzrenten um mehr als 
10 V. H. ohne Gefährdung der langfristigen Finan- 
zierung der hüttenknappschaftlichen Zusatzversiche- 
rung nicht möglich. Die Bundesregierung wird aber 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
anhand neuer Berechnungen prüfen, ob sich die Fi- 
nanzlage langfristig verbessert hat und daraufhin 
eine größere Erhöhung der laufenden Zusatzrenten 
als vorgesehen verantwortet werden kann. Dabei 
sollen Verbesserungen der Finanzlage, die sich in 
der nächsten Zeit aus einem Beitritt weiterer Hüt- 
tenbelegschaften ergeben könnten, außer Betracht 
bleiben; die Bundesregierung behält sich vor, aus 
Anlaß eines solchen Beitritts im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren zum Beitrittsvollzug Vorschläge 
zu machen. 
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